Das Parteiverbot als Instrument der Auseinandersetzung mit politischem Extremismus in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union 

(Redekonzept)
1. Einleitung/ Hinführung zum Thema:

Ich möchte Ihnen zum Abschluss unserer Tagung das Thema meiner Doktorarbeit sowie erste Ergebnisse im Überblick vorstellen. Dazu werde ich ihnen zunächst kurz den Aufbau sowie die Zielsetzung meiner Arbeit skizzieren. Da es sich bei meinem Analyseinstrument um das Parteiverbot handelt, möchte ich anschließend darauf eingehen, worum es sich dabei konkret handelt und welche gesetzliche Situation diesbezüglich in den von mir untersuchten Staaten existiert. Besondere Aufmerksamkeit möchte ich den Auswirkungen von einerseits angedrohten sowie andererseits durchgeführten Parteiverboten widmen. Im Vergleich zwischen den Staaten habe ich erste Ergebnisse gezogen, die ich ihnen gern in einem letzten Schritt vorstellen möchte.

Nach dem in Deutschland gescheiterten Versuch, die NPD als verfassungswidrig zu erklären und demnach verbieten zu lassen, geriet dieses Instrument wieder zum Gegenstand heftiger Diskussionen zwischen Befürwortern und Gegnern - auch über Deutschland hinaus. Für mich stellte sich die Frage, wie sich andere europäische Staaten mit dieser Problematik auseinander setzen. 

2.1 Vorstellen der Doktorarbeit

Meine Arbeit beinhaltet in vergleichender Perspektive die Auseinandersetzung mit politischem Extremismus, unter besonderer Berücksichtigung des Parteiverbots. Als Bezugsrahmen fungieren die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. Anstelle der gegenwärtigen 25 Mitgliedsstaaten habe ich aus arbeitsökonomischen Gründen 12 Schwerpunktstaaten ausgewählt und jeweils drei von ihnen einer Gruppe zugeordnet, entsprechend ihrem diktatorischen Erfahrungshintergrund. Um meine zentrale Fragestellung zu beantworten, ob Parteiverbote eine auf die Demokratie stabilisierende Wirkung entfalten, gehe ich pro Land in drei Schritten vor: Zunächst steht die Frage, welche extremistischen Parteien in den jeweiligen Länderkontexten über ein gewisses Gefährdungspotenzial für die Demokratie verfügen. Anschließend untersuche ich die Stellung der politischen Parteien sowie die eventuelle Implementierung des Instruments Parteiverbot im nationalen Recht. Dann erläutere ich die bislang angedrohten beziehungsweise durchgeführten Parteiverbotsverfügungen. Zuletzt stelle ich die wesentlichen Argumentationslinien der gesellschafts-politischen Diskussion um den Einsatz oder das Unterlassen von Parteiverboten dar. Auf diesem Weg möchte ich die Umstände näher beleuchten, warum sich welche Parteiverbotspraxis in den einzelnen europäischen Staaten darbietet. 

Bewusst werden in den untersuchten Staatengruppen folgende Länderkategorien unterschieden: (1) Staaten mit gesetzlicher Parteiverbotsmöglichkeit und Anwendungsbeispiel(en); (2) Staaten mit Parteiverbotsmöglichkeit im nationalen Recht ohne bisherige Verbotsverfügungen; (3) Staaten ohne jegliche rechtliche Möglichkeit, Parteien zu verbieten. Die Hinzunahme von Staaten, die kein Parteiverbot in ihren Gesetzen kennen oder trotz rechtlicher Verankerung von einer Durchführung bislang absehen, erschließt die Erweiterung des Sachverhalts um die Frage, ob Verbote politischer Parteien überflüssig und durch andere rechtliche Regelungen zu ersetzen sind? Eine konkrete Übersicht, in welchen von mir untersuchten Staaten sich welche gesetzliche Ausgangslage vorfindet, werde ich im Laufe meines Vortrages liefern. 

2.2 Was ist ein Parteiverbot?

Ein Parteiverbot stellt eine Strategie staatlichen Handelns dar, die auf kurzfristige Wirkungen abzielt. Auf dieser Ebene der kurzfristig wirksamen Methoden der Bekämpfung politischen Extremismus teilen sich die Strategien in erstens solche, die die politischen Rechte der extremistischen Akteure be- und einschränken und zweitens diejenigen Methoden, die Teile der Mitglieder extremistischer Organisationen dem politischen System wieder annähern sollen, indem etwa politische Zugeständnisse von der demokratischen Elite unterbreitet werden. Das Parteiverbot gehört demnach zu den repressiven Maßnahmen, die es den anti-demokratischen Parteien erschweren sollen, die demokratischen Spielregeln des Willensbildungs- und Entscheidungsprozesses für ihre Demokratie feindlichen Ideen zu benutzen. Partei- oder Vereinsverbote sind Teil einer Gesetzgebung, die sich gegen politischen Extremismus richtet. Diese schränken den für Demokratien konstitutiven Pluralismus ein. Die Kritik, die sich eine solche Politik vielfach ausgesetzt sieht, setzt an diesem Punkt an: Dass politische Rechte und damit demokratische Grundrechte entzogen werden, wenngleich begrenzt auf einen bestimmten Personenkreis.

Mit einem Parteiverbot rücken Akteure in das Blickfeld, die sich nicht gewalttätiger  Handlungen bedienen, um ihre Ziele zu erreichen, sondern die die Regeln des politischen Systems befolgen - also legal operierende, parteipolitisch organisierte Akteure. Daraus kann eine hohes Gefährdungspotenzial entstehen. Um den Wissenschaftlter Giovanni Capoccia zu zitieren: „[...] when extremism takes the form of a political party, it brings the challenge into the heart of the system.“ Das Herz eines jeden demokratischen, pluralistischen Systems ist das Parlament, als zentrales Organ der politischen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozesses. Je nach Einfluss der anti-demokratischen Parteien in diesem Gremium wird eine die Demokratie stabilisierende Maßnahmenpolitik erleichtert beziehungsweise erschwert. 

Von einem Parteiverbot ist die Auflösung einer Partei zu unterscheiden, sei es erstens als freiwilliger Entschluss oder zweitens, weil die Partei zentralen Aufgaben beispielsweise der Teilnahme an Wahlen über einen längeren Zeitraum hinweg nicht nachkommt. In einigen Gesetzgebungen ist eine solche Möglichkeit erwähnt. Zu unterscheiden von einem Parteiverbot sind auch strafrechtliche Verurteilungen von Parteien. Ein Beispiel hierfür ist der Vlaams Blok in Belgien. Darauf werde ich nachfolgend noch kurz eingehen.

2.3 Effekte von Parteiverboten

Diese repressive Strategien sind eine Reaktion auf unmittelbar anzunehmende Bedrohungen der Stabilität des demokratischen Systems durch interne, aus dem System heraus entstehende, Akteure.

Der Verweis auf die Unmittelbarkeit der Gefährdung stellt die Verbindung her zum Gefährdungspotenzial, das von diesen Kräften ausgeht. Meine Analyse steht auf Grundlage der Betrachtung, ob das Verbot einer Partei notwendig und zweckmäßig ist. Welche Wirkungen lassen sich demnach mit Parteiverboten erzielen? Zunächst ist festzuhalten, dass sich die Effekte einerseits auf politische Parteien beziehen, die verbotene Partei sowie andere politische Parteien; andererseits auf die Prozesse der demokratischen Willens- und Entscheidungsbildung, nicht zuletzt auch auf das politische System als Ganzes.

2.3.1 Positive Effekte für die Demokratie

Die Partei verliert mit dem Auflösen ihrer organisatorischen Gesamtstruktur ihre legale Handlungsbasis innerhalb des politischen Systems. Durch diese Abtrennung vom politischen Prozess kann dem Staat als Initiator des Verbot eine entscheidende Schwächung der Partei gelingen. Eine Integration von Teilen der Mitgliedschaft der verbotenen Partei in die Demokratie erscheint möglich. Für die Demokratie und ihre Abläufe bedeutet ein Verbot das Beseitigen der Möglichkeit, dass parteipolitisch organisierte Extremisten legal auf das Zusammenspiel der politischen Akteure im demokratischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess Einfluss nehmen. Zudem kann die Handlungsfähigkeit des Staates, gegenüber Demokratie feindlichen Parteien Rechtsmittel einzusetzen, gestärkt werden.

2.3.2 Negative Effekte

Ob die entscheidende Schwächung der Partei wirklich gelingt bleibt offen, wenn sich die Parteitätigkeit auf Ersatzorganisationen oder den „Untergrund“ verlagert. Im ersten Fall muss der Staat die Verbotsverfügung untermauern, indem diese Ersatzorganisationen wiederum verboten werden. Im zweiten Fall gestaltet sich die Beobachtung der Tätigkeit der Mitglieder der verbotenen Partei sehr schwierig. Es ist zudem nicht ausgeschlossen, dass die Handlungen ehemaliger Mitglieder gewalttätige Formen annehmen. Negative Effekte für die Demokratie können sich entwickeln, wenn sich eine starke Opposition innerhalb der Bevölkerung gegen das Verbot bildet. Denn einerseits schränkt der Staat mit einem Verbot den für die Demokratie konstitutiven Pluralismus sowie Grundrechte beispielsweise der freien Meinungsäußerung oder der Vereinigungsfreiheit ein. Andererseits wird mit der Partei auch ihre Wählerschaft „illegalisiert“. Die Auswirkung kann um so schwerwiegender sein, insbesondere wenn die Partei über einen gewissen Einfluss in der Bevölkerung verfügte. Nachwirkungen von Parteiverboten kann es der Demokratie zudem erschweren, ihre Feinde zu erkennen. Ein Beispiel ist gestern in dem Vortrag von Frau Lindner angeklungen: Nach dem KPD-Verbot in Deutschland ersetzte die DKP in ihren Programmen den Ausdruck „Diktatur des Proletariats“ durch „Macht der Arbeiterschaft“.

2.3.3 Effekte des Androhens eines Parteiverbots

Bereits das Implementieren einer Anti-Extremismus-Gesetzgebung in das nationale Recht kann eine abschreckende Wirkung auf Extremisten entfalten, weil die Grenzen der Legalität und damit der Bereich zwischen Legalität und Illegalität klarer definiert wird.

Das Instrument des Androhens eines Parteiverbots ist Teil der gesellschafts-politischen Auseinandersetzung und repressiven Maßnahmen des Staates vorgelagert. In einer pluralistischen Gesellschaft, die geprägt ist von offenen Meinungskämpfen, ist es als legitimes Mittel anzusehen, eine Partei als verfassungsfeindlich von der Demokratie zu distanzieren und auch ein Parteiverbot in die Diskussion einzuführen. Es kann und muss, um mit Bernd Höver zu sprechen, als eine erforderliche Einflussnahme auf die öffentliche Meinung eingesetzt werden. An den Reaktionen extremistischer Parteien in Europa ist der beträchtliche Wirkungsgrad solcher Vorgehensweisen deutlich erkennbar: Die NPD in Deutschland hat vom gescheiterten Verbotsverfahren und den auch danach immer wieder aufflammenden Verbotsdiskussionen nicht in dem Maße profitieren können wie es Kritiker des Verbots vorhergesagt hatten. Die Verbesserung des angekratzten Images als eine vom Verfassungsschutz unterwanderte Partei betreibt die NPD seitdem mit einem verstärkten Auftreten in der Öffentlichkeit. Besonders im Vorfeld von Wahlen nutzt sie jedes sich bietende Forum zur Selbstdarstellung und -inszenierung. In Frankreich wird der Einfluss solcher Debatten an der Prozesswut der Front National sichtbar. So hat die Partei unter anderem erfolgreich gegen die Bezeichnung als „rechtsextrem“ prozessiert. Die entsprechenden Zeitungen mussten per Gerichtsurteil Gegendarstellungen abdrucken. Die Urteile sind Ausdruck des staatlichen und wissenschaftlichen Extremismusverständnisses in Frankreich, dass die Bezeichnung auf gewalttätige Parteien anzuwenden ist.

Um all diese Auswirkungen zu prüfen, vor allem hinsichtlich der Frage, ob sie die demokratische Konsolidierung stützen oder schwächen, dienen die Länderanalysen unterschiedlicher europäischer Staaten. Besonders die Verbindung von staatlicher und gesellschaftlicher Ebene in meiner Arbeit ist wichtig, um die Effekte auf deren Wirkung auf die demokratische Konsolidierung zu untersuchen. 

3. Erste Ergebnisse Länderstudien

3.1 Wo sind Parteiverbote rechtlich möglich? 

Meine erste Staatengruppe umfasst drei Staaten, die auf eine lange bzw. längere demokratische Tradition verfügen. Neben Frankreich und Großbritannien, die die längsten Demokratieerfahrungen in Europa aufweisen, habe ich Belgien dazu gewählt. Aufgrund der besonderen Verfassungssituation in Großbritannien fehlen rechtliche Anforderungen, die mit der Gründung von politischen Parteien erfüllt sein müssen oder die konkret etwas über ihre Funktionen aussagen. Theoretisch ermöglichen der „Prevention of Terrorism Act“ beziehungsweise der „Emergency Powers Act“ das Verbot jeglicher Organisationen, und somit auch Parteien, die sich illegaler Mittel bedienen oder sie unterstützen. Dennoch ist die Sinn Féin Partei als politischer Arm der IRA nie verboten worden. Extremistische Parteien mit einer kleinen, zerstreuten Anhängerschaft wie die British National Party werden durch das englische Wahlsystem blockiert.

In Frankreich besteht eine Verbindung des Extremismusbegriffs mit der Gewaltkomponente. So fielen bisher nur politische Gruppierungen unter Verbotsverfügungen, nie jedoch politische Parteien. Gesetzliche Grundlage ist das 1936 erlassene Gesetz über private Milizen und Kampftruppen. Gesetzliche Erweiterungen brachten die Ausdehnung auf solche Vereine, „[...] die zur Diskriminierung anstiften, zum Hass oder zur Gewalt gegenüber einer Person oder einer Gruppe von Personen aufgrund ihrer Herkunft, ihrer Angehörigkeit oder Nichtangehörigkeit zu einem bestimmten Volk, einer Nation, einer Rasse oder einer Religion, oder Ansichten bzw. Theorien verbreiten, die diese Diskriminierung, Hass oder Gewalt rechtfertigen.“
 1986 schließlich erfolgte die Aufnahme von terroristischen Vereinigungen in die Verbotsbestimmungen. 

In Belgien schließlich wurden drei mit dem Vlaams Blok verbundene Organisationen wegen des Verstoßes gegen das Antirassismus-Gesetz im April 2004 schuldig gesprochen, nicht verboten. Nachdem die Klage des Vlaams Blok um Urteilsaufhebung im November 2004 abgelehnt wurde, schuf sich die Partei unter neuem Namen, jedoch mit altem Personal sowie nur an der Oberfläche programmatisch geglättet neu. Belgien kennt somit kein Parteiverbotsverfahren, wie es in anderen europäischen Staaten zumindest rechtlich verankert ist. 

Der Gruppe der Länder mit rechtsdiktatorischen Hintergrund habe ich Deutschland, Italien und Österreich zugeordnet. Deutschland steht mit seinen sehr ausführlichen Regelungen und Beschränkungen bezüglich politischer Parteien und dem in der Verfassung verankertem Parteiverbot den weniger ausführlichen Gesetzgebungen Italiens und Österreichs gegenüber. Gemeinsam ist allen drei Staaten die bewusste Abgrenzung zur diktatorischen Vergangenheit. Verfügt Deutschland über die Möglichkeit, jegliche Parteien zu verbieten, die die freiheitliche demokratische Grundordnung mittels ihrer Ziele und Methoden beeinträchtigen oder beseitigen wollen, beziehen sich die Verbotsbestimmungen in Italien und Österreich speziell auf die ehemalige diktatorische Einheitspartei. Das Wiederbetätigungsverbot bezüglich der NSDAP und ihrer Organisationen ist in Österreich der einzige Paragraph des Verbotsgesetzes von 1947, der lebendiges Recht ist und Anwendung findet. In Italien hingegen verhinderte das Verbot der Faschistischen Partei nicht die Gründung und die politische Tätigkeit der als faschistisches Auffangbecken fungierenden „Movimento Sociale Italiano“, die heute als kleine Randpartei nach Umformung der MSI in die Alleanza Nazionale noch besteht.
Griechenland, Portugal und Spanien bilden meine dritte Staatengruppe. Sie haben in den 1970er Jahren zeitnah den Übergang von der Diktatur zur Demokratie vollzogen und es bietet sich an, Gemeinsamkeiten und Unterschiede zu analysieren. Auch diese Gruppe ist gespalten zwischen den sehr ähnlichen rechtlichen Grundlagen in Spanien und Portugal und dem stark davon abweichendem griechischem System. In Griechenland gibt es weder in der Verfassung noch in Gesetzesform starke Beschränkungen parteipolitischer Tätigkeit oder gar ein Parteiverbot. Griechenland kennt über die Verfassung hinaus kein spezielles Parteiengesetz, dass die Rechte und Pflichten der politischen Parteien regelt. Die in der Verfassung fixierten Bestimmungen sind sehr kurz und allgemein gehalten. Die Verfassungen Portugals und Spaniens unterstreichen im Gegensatz dazu nachdrücklich die wichtige Stellung der Parteien im gesellschafts-politischen System. Ist das portugiesische Parteiengesetz in seiner Passage über die Möglichkeit eines Parteiverbots kurz gehalten, gestaltet sich das 2002 novellierte spanische Parteiengesetz sehr ausführlich und war direkt auf das dem Gesetz nachfolgende Verbot der baskischen Batasuna-Partei zugeschnitten. Das bis zu diesem Zeitpunkt gültige Parteigesetz verbot die Nähe zu Gewalt und Terrorismus nicht ausdrücklich. 
Die vierte Ländergruppe mit linksdiktatorischen Erfahrungshintergrund setzt sich aus Polen, der Slowakei und Tschechien zusammen. Diese Länder weisen starke Gemeinsamkeiten in der rechtlichen Verankerung des Parteiverbots auf. Das liegt letztlich auch an der Orientierung zahlreicher osteuropäischer Länder an westeuropäischen Verfassungen, insbesondere auch am bundesrepublikanischen Grundgesetz. So verwundert es nicht, dass in allen drei Staaten Parteiverbote rechtlich möglich sind. In Polen ist die Regelung wie in Deutschland in der Verfassung verankert. Spielten in Polen und der Slowakei Parteiverbotsverfügungen bislang keine Rolle, ist die Situation in Tschechien etwas anders. Ende der 1990er Jahre kam Bewegung in die rechtsextremistische Szene in Tschechien. Es wurden Versuche unternommen, den Übergang von unstrukturierten Organisationen zu politischen Parteien durchzuführen. Die tschechische Regierung reagierte mit repressiven Maßnahmen, von Haftstrafen über Publikationsverbote bis hin zu Parteiauflösungen kleinerer rechtsextremer Parteien. Teilweise kam es nicht zum von der Regierung erwogenem Verbot, wenn sich die Partei bereits vorher, wie im Fall der Patriotisch-Vaterländischen Partei, durch Vereinigung mit anderen Kleingruppen formal auflösten. Daneben gibt es die immer wieder sehr rege geführte Diskussion in Tschechien, die KSCM zu verbieten. 

3.2 Gegenüberstellung Demokratien mit PV/ ohne PV mit Betrachtung der Wirkung von

      Parteiverboten

Ich komme nun zu meinem Fazit: Auch wenn in zahlreichen Staaten im nationalen Recht das Instrument eines Parteiverbots verankert ist, kam oder kommt es doch in den wenigsten Ländern zu durchgesetzten Verbotsverfügungen. Das heißt nicht, dass es keine extremistischen Parteien gäbe. Aber diese werden durch andere staatliche Strategien und Gesetzesmöglichkeiten weitgehend isoliert oder mit politisch-argumentativen Mitteln bevorzugt bekämpft. Auffällig sind die länderspezifischen Hintergründe, die zu Verboten geführt haben. In Deutschland, wo die Verbote gegen SRP und KPD dem damaligen Legalitätsprinzip der jungen BRD entsprachen, wären diese in der bundesrepublikanischen Gegenwart nicht mehr denkbar. Spanien hat seine Gesetzeslage konkret auf den politischen Arm der ETA zugeschnitten, um die Partei Batasuna in Zeiten des erhöhten Drucks auf ETA verbieten zu können. 

Von den 12 von mir untersuchten Staaten haben bis auf Belgien und Griechenland alle Staaten, mehr oder weniger explizit, die rechtliche Möglichkeit, Parteien zu verbieten. Nur Deutschland und Polen verankerten dies auch in der Verfassung. Die gesetzliche Basis unterscheidet sich in den Verbotstatbeständen, kaum jedoch in den rechtlichen Konsequenzen. So geht mit dem Parteiverbot in jedem Land das Verbot von Ersatz- und Nachfolgeorganisationen einher.
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